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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1 . Ausschuß) 


zur Auslegung der Geschäftsordnung 

hier: §§ 75 und 88 GO-BT (Zulässigkeit von Entschließungsanträgen, 

zu denen es keine Vorlagen aus dem Katalog von § 75 Abs. 1 GO-BT gibt) 


A. Problem 

Es sind Zweifel aufgetreten, ob Entschließungsanträge zu Ver- 
handlungsgegenständen zulässig sind, zu denen es keine Vor- 
lagen aus dem Katalog von § 75 Abs. 1 GO-BT gibt. 

B. Lösung 

Interpretation der §§75 und 88 GO-BT dahin gehend, daß Aus- 
sprachen des Deutschen Bundestages zu Verhandlungsgegen- 
ständen, zu denen es keine Vorlagen aus dem Katalog von 
§ 75 Abs. 1 GO-BT gibt, sowie Entschließungssanträge hierzu 
zulässig sind, wobei den Antragstellern solcher Entschlie- 
ßungsanträge ein Widerspruchsrecht gemäß § 88 Abs. 2 Satz 1 
GO-BT nicht zusteht. 


C. Alternative 

Änderung der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stimmt der folgenden Auslegung seiner Geschäftsord- 
nung durch den Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
zu: 

„1. Aussprachen des Bundestages zu Verhandlungsgegenständen, zu denen es 
keine Vorlagen aus dem Katalog von § 75 Abs. 1 GO-BT gibt, sind zulässig. 
Rechtliche Hindernisse gegen solche Aussprachen sind nicht zu erkennen. 

2. Entschließungsanträge zu Aussprachen zu Verhandlungsgegenständen, zu 
denen es keine Vorlagen aus dem Katalog von § 75 Abs. 1 GO-BT gibt, sind 
zulässig. 

Aussprachen der genannten Art umfassen auch Sondersitzungen des Bun- 
destages gemäß Artikel 39 Abs. 3 GG. 

3. Der Ausschuß geht freilich davon aus, daß den Antragstellern von Entschlie- 
ßungsanträgen zu Aussprachen der genannten Art ein Widerspruchsrecht 
gemäß § 88 Abs. 2 Satz 1 GO-BT nicht zusteht. § 88 GO-BT bezieht sich in 
seinem Absatz 1 ausdrücklich nur auf Entschließungsanträge im Sinne von 
§ 75 Abs. 2 GO-BT zu Vorlagen gemäß § 75 Abs. 1 GO-BT. Diese Vorschrift ist 
deshalb auf Entschließungsanträge zu Aussprachen, zu denen es keine Vor- 
lagen gemäß § 75 Abs. 1 GO-BT gibt, nicht zwingend anwendbar. Nach Auf- 
fassung des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung muß die GO-BT in diesem Zusammenhang folglich so interpretiert 
werden, daß in den genannten Fällen eine Überweisung von Entschließungs- 
anträgen an die Ausschüsse uneingeschränkt möglich ist.“ 


Bonn, den 4. Februar 1985 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Schulte (Unna) Dr. Lammert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Lammert 

Mit Schreiben vom 30. September 1984 hat der Prä- 
sident des Deutschen Bundestages den Ausschuß 
für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
gebeten, eine Interpretation des § 75 Abs. 1 GO-BT 
vorzunehmen. Zur Begründung hat er darauf ver- 
wiesen, daß Zweifel aufgetreten seien, ob Entschlie- 
ßungsanträge zu Verhandlungsgegenständen zuläs- 
sig seien, denen keine Vorlagen zugrunde liegen, 
wie sie in § 75 Abs. 1 GO-BT genannt werden. 

Dazu hat er ausgeführt: 

„Der Verhandlungsgegenstand der Aussprache 
am 20. September 1984 über Stellung und Arbeit 
des Deutschen Bundestages war vom Bundestag 
selbst bestimmt worden, ohne daß dem eine der 
Vorlagen zugrunde lag, wie §75 Abs. 1 unserer 
Geschäftsordnung sie nennt. 

Bezweifelt wurde, ob zu diesem Verhandlungsge- 
genstand Entschließungsanträge zulässig waren. 
Der Bundestag hat deshalb für den Fall der Unzu- 
lässigkeit von § 126 GO-BT Gebrauch gemacht; 
dabei wurde für einen Entschließungsantrag die 
erforderliche Zweidrittelmehrheit erreicht, für 
den anderen nicht. 

Auch in Zukunft kann ein Bedürfnis entstehen, 
daß der Bundestag von sich aus Themen zu erör- 
tern hat, ohne daß dazu eine Vorlage aus dem 
Katalog des § 75 Abs. 1 GO-BT vorliegt. Ich wäre 
daher dankbar für eine Auslegung des Geschäfts- 
ordnungsausschusses zu der Frage, ob in solchen 
Fällen Entschließungsanträge zulässig sind.“ 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung hat sein Beratungsergebnis mit 
Schreiben vom 24. Januar 1985 dem Präsidenten 
des Deutschen Bundestages wie folgt mitgeteilt: 

„1. Aussprachen des Bundestages zu Verhand- 
lungsgegenständen, zu denen es keine Vorla- 
gen aus dem Katalog von § 75 Abs. 1 GO-BT 
gibt, sind zulässig. Rechtliche Hindernisse 
gegen solche Aussprachen sind nicht zu er- 
kennen. 

2. Entschließungsanträge zu Aussprachen zu 
Verhandlungsgegenständen, zu denen es 
keine Vorlagen aus dem Katalog von § 75 
Abs. 1 GO-BT gibt, sind zulässig. 


Aussprachen der genannten Art umfassen 
auch Sondersitzungen des Bundestages ge- 
mäß Artikel 39 Abs. 3 GG. 

3. Der Ausschuß geht freilich davon aus, daß 
den Antragstellern von Entschließungsanträ- 
gen zu Aussprachen der genannten Art ein 
Widerspruchsrecht gemäß § 88 Abs. 2 Satz 1 
GO-BT nicht zusteht. § 88 GO-BT bezieht sich 
in seinem Absatz 1 ausdrücklich nur auf Ent- 
schließungsanträge im Sinne von § 75 Abs. 2 
GO-BT zu Vorlagen gemäß § 75 Abs. 1 GO-BT. 
Diese Vorschrift ist deshalb auf Entschlie- 
ßungsanträge zu Aussprachen, zu denen es 
keine Vorlagen gemäß § 75 Abs. 1 GO-BT gibt, 
nicht zwingend anwendbar. Nach Auffassung 
des Ausschusses für Wahlprüfung, Immuni- 
tät und Geschäftsordnung muß die GO-BT in 
diesem Zusammenhang folglich so interpre- 
tiert werden, daß in den genannten Fällen 
eine Überweisung von Entschließungsanträ- 
gen an die Ausschüsse uneingeschränkt mög- 
lich ist. 

4, Da angesichts der komplizierten Rechtslage 
und der vorausgegangenen Debatte nicht völ- 
lig sicher gestellt erscheint, daß über diese 
Auslegung der GO-BT Einvernehmen be- 
steht, beantragt der Ausschuß für Wahlprü- 
fung, Immunität und Geschäftsordnung ge- 
mäß § 127 Abs. 1 GO-BT, seine Auslegung der 
GO-BT dem Bundestag zur Entscheidung 
vorzulegen. Eine solche Entscheidung macht 
eine förmliche Änderung der GO-BT vorläu- 
fig verzichtbar.“ 

Im Ausschuß ist auch erörtert worden, ob es einer 
Abweichung von der Geschäftsordnung gemäß § 126 
GO-BT bedarf, um eine Aussprache ohne eine Vor- 
lage aus dem Katalog von § 75 Abs. 1 GO-BT durch- 
führen zu können. Dieser Ansicht wurde nicht ge- 
folgt, weil rechtliche Hindernisse gegen solche Aus- 
sprachen nicht zu erkennen waren. In der Ge- 
schäftsordnung des Bundestages gibt es nämlich 
keine abschließende Aufzählung der zulässigen 
Verhandlungsgegenstände; auch fehlt ein ausdrück- 
liches Verbot von Aussprachen zu Verhandlungsge- 
genständen, zu denen keine Vorlagen aus dem Ka- 
talog von § 75 Abs. 1 GO-BT eingebracht worden 
sind. 


Bonn, den 4. Februar 1985 


Dr. Lammert 

Berichterstatter 
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